Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3967 


10. 02. 89 


Sachgebiet 31 


Antwort 
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Haltung der Bundesregierung zum Ausbau der Streiteriedigung 
durch Schiedspersonen zur Entlastung der Justiz 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 10. Februar 
1989 die Große Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


Vorbemerkung 


I. 


Die Institution der Schiedspersonen ist bundesgesetzlich nicht 
geregelt. Das Bundesrecht sieht lediglich vor, daß wegen 
bestimmter Privatklage delikte die Erhebung der Klage erst zuläs- 
sig ist, nachdem von einer „durch die Landesjustizverwaltung zu 
bezeichnenden Vergleichsbehörde die Sühne erfolglos versucht 
worden" ist (§ 380 Abs. 1 Satz 1 der Strafprozeßordnung). Außer- 
dem sind in § 794 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Zivilprozeßordnung als 
Titel, aus denen die Zwangsvollstreckung stattfindet, Vergleiche 
genannt, die „vor einer durch die Landesjustizverwaltung einge- 
richteten oder anerkannten Gütestelle abgeschlossen" sind. 

In den sieben Ländern Berlin, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein 
nehmen die Aufgaben der Vergleichsbehörde und der Gütestelle 
Schiedspersonen wahr. Die Einzelheiten sind in Landesgesetzen, 
den im wesentlichen gleichlautenden Schiedsmannsordnungen, 
geregelt. Die übrigen Länder haben öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften oder Behörden zu Vergleichsbehörden bestellt. In Ham- 
burg ist diese Vergleichsbehörde zugleich Gütestelle. Bedingt 
durch diese Rechtslage war die Bundesregierung bei der Beant- 
wortung der Fragen in großem Umfang auf die Mithilfe der Län- 
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der angewiesen. Dies gilt vor allem für die Antworten auf die im 
Teil A gestellten Fragen. Hier lag als Erkenntnisquelle lediglich 
die jährlich in der Schiedsmannszeitung - Organ des Bundes 
Deutscher Schiedsmänner (BDS) - veröffentlichte „Übersicht über 
die Tätigkeit der Schiedsmänner"' vor. Dieser Übersicht können, 
getrennt nach Oberlandesgerichtsbezirken, folgende Daten ent- 
nommen werden: Zahl der Schiedspersonen insgesamt und, 
getrennt jeweils nach bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten und Straf- 
sachen, Zahl der Sachen insgesamt, Zahl der Sachen, in denen 
beide Parteien erschienen waren, und Zahl der durch Vergleich 
erledigten Sachen. Mit dieser Statistik kann nur ein Bruchteil der 
Fragen beantwortet weMen. 

Obwohl die Länder in unterschiedlichem Umfang Einzelerhebun- 
gen bei Amtsgerichten und Schiedspersonen zur Auswertung der 
Geschäftsbücher durchgeführt haben, läßt sich nur ein Teil der 
Fragen, und selbst dieser teilweise nicht vollständig, beantworten. 
Zu einer Reihe von Einzelfragen ließ sich aussagekräftiges Mate- 
rial überhaupt nicht beschaffen. Aus dem nunmehr vorliegenden 
statistischen Material geht hervor, daß die Zahl der Anträge auf 
Sühneverhandlung insgesamt seit 1980 bis 1987 beständig 
zurückgegangen ist - insgesamt um etwas über 30 %, daß aber 
die Zahl der durch die Schiedspersonen erledigten Verhandlun- 
gen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten im selben Zeitraum um 
über 81 % gestiegen ist. Dennoch zeigt ein Vergleich der von den 
Schiedspersonen erledigten bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten mit 
der Geschäftsbelastung der Gerichte in Zivilsachen, daß die Par- 
teien die guten Dienste der Schiedspersonen in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten in kaum nennenswertem Umfang in An- 
spruch nehmen. 

Die Bundesregierung ist schon seit längerem bemüht, die Tätig- 
keit der Schiedspersonen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zu 
fördern. Sie hat nach der Novellierung der Schiedsmannsordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen zum 1. Januar 1984, deren 
Schwerpunkt die Einführung einer bußgeldbewehrten Erschei- 
nenspflicht der Parteien in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten dar- 
stellt, eine Begleitforschung in Auftrag gegeben, deren Ergebnis 
in der Antwort auf die Frage B.3.f) dargestellt ist. Sie stellt darüber 
hinaus seit längerem Überlegungen darüber an, ob, wie es auch 
im Vorspann zu der Anfrage zum Ausdruck kommt, es nicht 
sinnvoll wäre, für bestimmte bürgerliche Rechtsstreitigkeiten ein 
obligatorisches Güteverfahren vorzusehen. Dieser Fragenkom- 
plex ist in die Strukturanalyse der Rechtspflege einbezogen. 


II. 

Die Antwort folgt der Reihenfolge, wie sie sich aus der Großen 
Anfrage ergibt. 

I. Zu TeilA der Anfrage 


A. Bestandsaufnahme bezüglich der Institution 
„ Schiedsperson " 
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1. Zu Frage AA 


1. Wie viele Verfahren wurden in den Jahren 1980 bis 1987 vor 
Schiedspersonen in der Bundesrepublik Deutschland eingeleitet? 


Die Zahl der Anträge auf Sühne Verhandlung nach § 380 StPO und 
in bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten betrug: 


1980 

29 453 

1981 

29 130 

1982 

28 990 

1983 

27 695 

1984 

23 099 

1985 

21 999 

1986 

20 649 

1987 

20 391 

insgesamt: 201 406 


Von 1980 bis 1987 bedeutet das eine Abnahme der eingeleiteten 
Verfahren um 30,8 %. 

2. Zu Frage A.2 


2. Wie viele Verfahren wurden davon in diesem Zeitraum förmüch 
entschieden 

a) Verfahren nach § 380 StPO insgesamt und nach Straftat- 
beständen getrennt, 

b) bürgerhch-rechtiiche Streitigkeiten insgesamt und nach Art der 
Begehren getrennt? 


Von den durch die Schiedspersonen erledigten Sachen entfielen 
auf: 


a) Verfahren nach 
§ 380 StPO 

b) bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten 

1980 


28 565 

888 

1981 


28 087 

1 043 

1982 


27 927 

1 063 

1983 


26 512 

1 183 

1984 


21 595 

1 504 

1985 


20 488 

1 511 

1986 


19 131 

1 518 

1987 


18 782 

1 609 

insgesamt 

191 087 

10 319 


Veränderung 

1987 gegenüber 1980: -34,2% + 81,2% 

Eine Aufgliederung getrennt nach Straftatbeständen und nach Art 
der Begehren ist - bezogen auf das Bundesgebiet - nicht möglich, 
weil sich nur einige der betroffenen Länder in der Lage gesehen 
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haben, einzelne Angaben über Straftatbestände und Art der 
Begehren zu machen und der Bundesregierung andere Erkennt- 
nisquellen nicht zur Verfügung stehen. 

3. Zu Frage A,3 


3. In wie vielen Fällen wurde der Streitfall durch das Schiedsverfahren 
beigelegt 

a) in Strafsachen, 

b) in Zivilsachen? 

Die Statistiken der Länder weisen in Strafsachen die Zahl der 
erfolgreichen Sühneversuche, in bürgerlichen Rechtsstreitigkei- 
ten die durch Vergleich erledigten Fälle aus. Die Zahlen lauten: 



in Strafsachen 

V. H. der 
Verfahren 
insgesamt 

in bürgerlichen 
Rechtsstreitig- 
keiten, 

V. H. der 
Verfahren 
insgesamt 

1980 

14 530 

50,9 

496 

55,9 

1981 

14 642 

52,1 

556 

53,3 

1982 

14 222 

50,9 

620 

58,3 

1983 

13 729 

51,8 

629 

53,2 

1984 

10 931 

50,6 

861 

57,2 

1985 

10 175 

49,7 

878 

58,1 

1996 

9 510 

49,7 

844 

55,6 

1987 

9 317 

49,6 

879 

54,6 

insgesamt 

97 056 

50,8 

5 763 

55,8 


4. Zu Frage AA 


4. In welcher Weise wurden die Schiedsverfahren beendet (Vergleich, 
Antragsrücknahme, sonstige Sachentscheidung) 

a) Zahl der jeweiligen Beendigungsgründe, 

b) Verhältnis zueinander? 

Neben den Erledigungen durch Vergleich (siehe Antwort zu 
Frage A.3) ist die Angabe weiterer Erledigungstatbestände nicht 
möglich. Die Länder haben mitgeteilt, daß die Schiedspersonen 
andere Erledigungsgründe als die durch Vergleich statistisch 
nicht erfassen. Die Erledigungsart „sonstige Sachentscheidung“ 
kommt allerdings nicht in Betracht, weil die Schiedspersonen 
Befugnisse zu einer Sachentscheidung nicht besitzen. 

5. Zu Frage A.5 


5 . In wie vielen Fällen wurde nach dem Schiedsverfahren das ordent- 
liche Gericht angerufen? 


Konkretes Zahlenmaterial ist nicht vorhanden. Für den Bereich 
der Strafsachen haben überschlägige Berechnungen unter Zuhil- 
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fenahme von Daten aus der Justiz Verfahrensstatistik (erledigte 
Privatklagen) ergeben, daß von den nicht von der Schiedsperson 
erledigten Sühnesachen etwa 30 bis 40 % vor die Amtsgerichte 
gelangen. Genauere Angaben sind aber nicht möglich, weil in der 
Justizstatistik alle Privatklagesachen des § 374 StPO erfaßt sind; 
eine Zählung nach Verfahren mit vorgeschaltetem Sühneversuch 
(§ 380 Abs. 1 StPO) und ohne Sühneversuch ist daher nicht 
möglich. Des weiteren ist zu berücksichtigen, daß zwischen dem 
Güteverfahren einerseits und der Erledigung der Privatklagen bei 
Gericht andererseits größere Zwischenräume liegen können. 

Die Gesamtzahl der Privatklageverfahren in allen Ländern betrug 
in den Jahren 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 


insgesamt: 63 635 

Für den Bereich der bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten gibt es 
keine Anhaltspunkte zur Ermittlung der Fälle, in denen nach 
einem erfolglosen Güteverfahren vor der Schiedsperson das 
ordentliche Gericht angerufen worden ist. Die Zählkartenerhe- 
bung in Zivilsachen erfaßt die Tatsache eines vorausgegangenen 
Güteverfahrens schon im Hinblick auf die geringe Zahl solcher 
Verfahren nicht. 

6. Zu Frage A.6 


10 528 
9 782 
8 829 
8 257 
7 668 
6 795 
6 109 
5 667 


6. Wie lange dauerten die Verfahren vor Schiedspersonen 

a) in Strafsachen, 

b) in Zivilsachen? 

Eine umfassende Antwort für das Bundesgebiet, also für alle 
Länder mit der Institution des Schiedsmannes, ist mangels statisti- 
scher Angaben weder für den Bereich der Strafsachen noch für 
den Bereich der bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten möglich. Ein- 
zelangaben sind unter lfd. Nr. 12 (zu Frage A.8 in Verbindung mit 
Frage A.6) ausgeworfen. 

7. Zu Frage A.7 


7. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der ohne förmhches 
Verfahren erledigten Streitfälle? 

Der Bundesregierung fehlen Anhaltspunkte für eine auch nur 
grobe Schätzung der Zahl der ohne förmliches Verfahren erledig- 
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ten Streitfälle. Nach Einschätzung einiger Landesjustizverwaltun- 
gen dürfte der Anteil bei 60 bis 70 % aller an die Schiedspersonen 
herangetragenen Fälle liegen. 

8. Zu Frage A.8 in Verbindung mit Frage A,2 


8. Wie verteilen sich die unter Frage 2 ermittelten Zahlen auf die 
Bundesländer, die Schiedspersonen eingeführt haben? 


a) Erledigte Verfahren nach § 380 StPO 



1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Berlin 

652 

568 

528 

534 

451 

398 

403 

353 

Hessen 

Nieder- 

3 042 

2 990 

2 929 

2 770 

2 378 

2 390 

2 336 

2 106 

sachsen 

Nordrhein- 

2 497 

2 520 

2 565 

2 150 

1 954 

1 726 

1 545 

1 510 

Westfalen 

Rheinland- 

17 688 

17 451 

17 356 

16 907 

13 091 

12 666 

11 778 

11 900 

Pfalz 

2 435 

2 381 

2 343 

2 115 

1 954 

1 794 

1 570 

1 456 

Saarland 

Schleswig- 

1 530 

1 562 

1 508 

1 392 

1 219 

1 021 

1 001 

965 

Holstein 

721 

615 

698 

644 

548 

493 

498 

492 


Die Straftatbestände der Verfahren werden statistisch nicht 
besonders erfaßt. Zur Beantwortung der Frage nach den Straftat- 
beständen haben die Länder Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz Erhebungen bei den Schiedspersonen und 
Gerichten zur Auswertung der Geschäftsbücher durchgeführt, die 
nachfolgendes Bild ergeben haben: 



Hessen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland- Pfalz 



OLG-Bez 

Düsseldorf 

OLG-Bez 

Hamm 

OLG-Bez 

Köln 


Hausfriedensbruch 

4,3% 

4,7% 

4,6% 

3,7% 

2,6% 

Beleidigung 

60,2% 

46,4% 

62,9% 

63,5% 

78,3% 

Körperververletzung 

23,0% 

29,3% 

22,5% 

22,7% 

12,5% 

Sachbeschädigung 

6,0% 

6,2% 

6,5% 

5,8% 

3,0% 

sonstige Delikte 
(Bedrohung, Verletzung 
des Briefgeheimnisses u. a.) 

6,5% 

< 

13,4% 

3,5% 

4,3% 

3,6% 


Diese Angaben sind allerdings nicht frei von Ungenauigkeiten, 
weil die Erhebungen teilweise nicht den gesamten Erhebungs- 
zeitraum umfaßten, teilweise auch nicht bei allen Schiedsperso- 
nen des Landes durchgeführt werden konnten. Hinzu kommt, daß 
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für die Verfahren auch Mehrfachnennungen möglich waren, weil 
in einem Verfahren mehrere Straftatbestände behandelt worden 
sein können. 


b) Erledigte bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 



1980 

1981 

1982 : 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

Berlin 

7 

11 

9 : 

15 

10 

17 

14 

22 

Hessen 

Nieder- 

79 

111 

127 

128 

122 

132 

176 

191 

Sachsen 

Nordrhein- 

181 

169 

200 

211 

230 

200 

207 

218 

Westfalen 

Rheinland- 

376 

526 

516 

629 

889 

911 

919 

949 

Pfalz 

64 

59 

53 

31 

49 

59 

60 

61 

Saarland 

Schleswig- 

85 

73 

80 

50 

73 

64 

49 

38 

Holstein 

96 

94 

77 

119 

131 

128 

93 

130 


Eine exakte Aufgliederung dieser Verfahren nach Art der Begeh- 
ren ist mangels statistischer Erhebungen nicht möglich. Eine bei 
Schiedsleuten des Landes Nordrhein-Westfalen durchgeführte 
Sondererhebung gibt aber in etwa einen Überblick über die 
Zusammensetzung der Streitgegenstände: 



OLG-Bez Düsseldorf 

OLG-Bez Hamm 

OLG-Bez Köln 

Nachb arre chtliche 

Streitigkeiten 

23,6% 

40,2% 

54,6% 

Schadensersatz wegen 
unerlaubter Handlungen 

31,4% 

27,7% 

27,1% 

Mietsachen 

16,9% 

11,0% 

6,7% 

Sonstige Begehren (ins- 
besondere Geldforderungen 
und andere Ansprüche aus 
sonstigen Verträgen) 

28,1% 

21,1% 

11,6% 


9. Zu Frage A.8 in Verbindung mit Frage A.3 


Wie verteilen sich die unter Frage 3 ermittelten Zahlen auf die Bundes- 
länder, die Schiedspersonen eingeführt haben? 


Die Frage, in wie vielen Fällen der Streitfall durch das Schiedsver- 
fahren beigelegt wurde, läßt sich für die einzelnen Bundesländer 
wie folgt beantworten: 
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a) Erfolgreiche Sühneversuche in Strafsachen 



Berlin 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Rheinland- 

Pfalz 

Saar- 

land 

Schleswig- 

Holstein 

1980 

Zahl 

% 

257 

39,4 

1438 

47,3 

1 263 
50,6 

9 093 
51,4 

1 160 
47,6 

915 

59,8 

404 

56,0 

1981 

Zahl 

% 

233 

41,0 

1 359 
45,5 

1 330 
52,8 

9 366 
53,7 

1 138 
47,8 

890 

57,0 

326 

53,0 

1982 

Zahl 

% 

234 

44,3 

1 299 
44,4 

1 293 
50,4 

9 119 
52,5 

1 118 
47,7 

805 

53,4 

354 

50,7 

1983 

Zahl 

% 

234 

43,8 

1 250 
45,1 

1 114 
51,8 

9 075 
53,7 

981 

46,4 

728 

52,3 

347 

53,9 

1984 

Zahl 

% 

181 

40,1 

1 042 
43,8 

1 021 
52,3 

6 486 
53,0 

873 

44,7 

590 

48,4 

290 

52,9 

1985 

Zahl 

% 

163 

41,0 

1 045 
43,7 

889 

51,5 

6 486 
51,2 

814 

45,4 

531 

52,0 

247 

50,1 

1986 

Zahl 

% 

144 

35,7 

1 019 
43,6 

798 

51,7 

6 059 
51,4 

689 

43,5 

537 

53,7 

264 

53,0 

1987 

Zahl 

% 

146 

41,4 

914 

43,4 

751 

49,7 

6 093 
51,2 

672 

46,2 

474 

49,1 

267 

54,3 
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b) Durch Vergleich erledigte bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 



Berlin 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Rheinland- 

Pfalz 

Saar- 

land 

1 Schleswig- 
Holstein 

1980 








Zahl 

1 

37 

103 

215 

28 

56 

56 

% 

14,3 

46,8 

56,9 

57,2 

43,8 

65,9 

58,3 

1981 

Zahl 

1 

47 

92 

278 

31 

51 

56 

% 

9,1 

42,3 

54,4 

52,9 

52,5 

69,9 

59,6 

1982 








Zahl 

4 

63 

117 

312 

36 

50 

38 

% 

44,4 

49,6 

58,5 

60,5 

67,9 

62,5 

49,4 

1983 








Zahl 

4 

67 

118 

340 

15 

24 

61 

% 

26,7 

52,3 

55,9 

54,1 

48,4 

48,0 

51,3 

1984 








Zahl 

5 

64 

164 

500 

22 

39 

67 

% 

50,0 

52,5 

71,3 

56,2 

44,9 

53,4 

51,1 

1985 








Zahl 

6 

72 

121 

545 

26 

37 

71 

% 

35,3 

54,5 

60,5 

59,8 

44,1 

57,8 

55,5 

1986 








Zahl 

10 

79 

119 

515 

31 

30 

60 

% 

71,4 

44,9 

57,5 

56,0 

51,7 

61,2 

64,5 

1987 








Zahl 

8 

95 

128 

531 

29 

20 

68 

% 

36,4 

49,7 

58,7 

56,0 

47,5 

52,6 

52,3 


10, Zu Frage A.8 in Verbindung mit Frage A.4 


Wie verteilen sich die unter Frage 4 ermittelten Zahlen auf die Bundes- 
länder, die Schiedspersonen eingeführt haben? 


Auf die Ausführungen zu Frage A.4 (lfd. Nr, 4) wird verwiesen. 

Für den Bereich der Strafsachen hat Rheinland-Pfalz eine Erhe- 
bung bei den Schiedspersonen und Gerichten zur Auswertung der 
Geschäftsbücher durchführen lassen mit folgendem Ergebnis: 
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Beendigung des Verfahrens 



durch Vergleich 

durch Antrags- 
rücknahme 

erfolglose 

Sühne 

1980 

48,7% 

5,1% 

46,2% 

1981 

49,3% 

5,7% 

45,0% 

1982 

49,2% 

5,9% 

44,9% 

1983 

47,6% 

6,3% 

46,1% 

1984 

46,2% 

6,8% 

47,0% 

1985 

47,2% 

6,4% 

46,4% 

1986 

44,5% 

8,3% 

47,2% 

1987 

46,3% 

8,2% 

45,5% 

insgesamt 

47,6% 

6,4% 

46,0% 


Für die übrigen Bundesländer mit der Institution des Schiedsman- 
nes ist lediglich die Zahl der Erledigungen durch Vergleich 
bekannt (vgl. Antwort zur Vorfrage - lfd. Nr. 4). Das gilt insgesamt 
auch für den Bereich der bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. 

11. Zu Frage A.8 in Verbindung mit Frage A.5 


Wie verteilen sich die unter Frage 5 ermittelten Zahlen auf die Bundes- 
länder, die Schiedspersonen eingeführt haben? 


Auf die Ausführungen zu Frage A.5 (lfd. Nr. 5) wird verwiesen. 

Die Zahl der Strafsachen verteilt sich auf die Länder mit der 
Institution des Schiedsmannes wie folgt: 



1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

insgesamt 

Berlin 

116 

120 

89 

94 

87 

73 

61 

85 

725 

Hessen 

Nieder- 

771 

756 

738 

735 

685 

619 

531 

542 

5 377 

Sachsen 

Nordrhein- 

502 

429 

433 

341 

327 

342 

277 

232 

2 883 

Westfalen 

Rheinland- 

3 134 

2 955 

2 610 

2 414 

2 206 

1 905 

1 713 

1 547 

18 484 

Pfalz 

635 

572 

530 

514 

423 

355 

352 

366 

3 747 

Saarland 

Schleswig- 

315 

233 

172 

239 

246 

180 

159 

159 

1 703 

Holstein 

164 

129 

87 

144 

106 

100 

97 

96 

923 

Summe 

5 637 

5 194 

4 659 

4 481 

4 080 

3 574 

3 190 

3 027 

33 842 
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12. Zu Frage A.8 in Verbindung mit Frage A.6 


Wie verteilen sich die unter Frage 6 ermittelten Zahlen auf die Bundes- 
länder, die Schiedspersonen eingeführt haben? 


Zur Frage nach der Dauer der Verfahren haben einige Bundeslän- 
der mangels allgemeiner statistischer Daten Erhebungen bei den 
Schiedspersonen durchgeführt. 

Von Berlin wird die Verfahrensdauer mit 3 bis 4 Wochen angege- 
ben, ohne daß Unterschiede zwischen Strafsachen und bürgerli- 
chen Rechtsstreitigkeiten gemacht werden. 

In Nordrhein-Westfalen betrug die Dauer der Verfahren vor den 
Schiedspersonen in dem Zeitraum von 1980 bis 1987 in Strafsa- 
chen und bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten jeweils durchschnitt- 
lich 3 bis 3,5 Wochen. 

In Hessen sind für die Dauer der im Jahre 1987 erledigten Verfah- 
ren folgende Werte ermittelt worden; 



bis 4 

Wochen 

4 bis 8 
Wochen 

8 bis 12 
Wochen 

Über 12 

Wochen 

in Strafsachen 

80,6% 

14,3% 

4,0% 

1,1% 

in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten 

81,9% 

13,3% 

2,1% 

2,7% 


13. Zu Frage A.9 


9. Nach welchen Kriterien werden Schiedspersonen berufen? 

Die Schiedsmannsordnungen der Länder enthalten fast gleichlau- 
tende Bestimmungen darüber, wer nicht zur Schiedsperson 
bestellt werden darf oder nicht bestellt werden soll. Darüber 
hinaus sind Auswahlkriterien gesetzlich nicht vorgegeben, wenn 
man von der in § 4 der Schiedsmannsordnung für Rheinland- Pfalz 
enthaltenen Bestimmung absieht, daß der Bewerber „nach seiner 
Persönlichkeit und nach seinen Fähigkeiten für das Amt geeig- 
net'' sein muß. 

Die Justizverwaltungen der Länder Hessen und Nordrhein-West- 
falen haben mitgeteilt, daß ihnen über die Anwendung besonde- 
rer Auswahlkriterien bei der Bestellung von Schiedspersonen 
nichts bekannt sei. 

Auch Berhn hat die Existenz besonderer Auswahlkriterien für die 
Berufung der Schiedspersonen verneint, berichtet aber, daß in der 
Praxis mit dem Amt nur lebenserfahrene Frauen und Männer 
betraut würden, die die Fähigkeit besäßen, die Gegensätze in 
einer Aussprache mit den Parteien auszugleichen und ggf. einen 
Vergleich zu vermitteln, der beiden Seiten diene. 
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Der Niedersächsische Minister der Justiz hat zu der Frage wie 
folgt Stellung genommen; 

„Die Wahl der Schiedspersonen erfolgt gemäß § 3 Nds. 
SchiedsmO durch den Gemeinderat oder den Kreistag. Zu den 
Kriterien, nach denen die kommunalen Vertretungskörperschaf- 
ten Schiedspersonen auswählen, gehören oft die Parteizugehörig- 
keit und die Bekanntschaft mit einem politischen Mandatsträger 
in der Kommunalpolitik. Ein großer Teil der Schiedspersonen war 
früher in der Kommunalpolitik tätig, häufig werden auch 
Bekannte und Verwandte der Mitglieder der kommunalen Vertre- 
tungskörperschaften gewählt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
es oft nicht leicht ist, der Kommunalpolitik fernstehende Personen 
für das Amt des Schiedsmannes zu gewinnen, so daß die Aus- 
wahlmöglichkeiten häufig beschränkt sind. Auf Nachfrage wer- 
den von Kommunen als Auswahlkriterien genannt: Guter Leu- 
mund, Kontaktfreude, Ausgeglichenheit, Vertrauenswürdigkeit, 
Einfühlungsvermögen, Verhandlungsgeschick, Fähigkeit zum 
Ausgleich, gute Auffassungsgabe, Lebens- und Berufserfahrung, 
Kenntnis der örtlichen Verhältnisse, gute Allgemeinbildung. " 


14. Zu Frage A. 10 


10. Welche Berufsgruppen sind vertreten (absolut und verhältnis- 
mäßig)? 


Zu dieser Frage haben einige Länder - nach vorgegebenen Krite- 
rien - Erhebungen durchgeführt. Das Ergebnis ist in der nachfol- 
genden Übersicht zusammengefaßt. Die Angaben für Hessen, 
Nordrhein- Westfalen und Schleswig-Holstein sind auf Prozent- 
werte beschränkt. 
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Berlin 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen* 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 

Holstein 


Zahl % 

% 

Zahl % 

% 

Zahl % 

% 

Selbstän- 

dige 

2 3,8 

11,2 

163 22,0 

A 4,7 

B 9,0 

C 6,9 

37 10,6 

23,2 

Arbeit- 

nehmer 

41 77,4 

58,3 

387 52,3 

A 43,7 

B 51,8 

C 51,2 

166 47,7 

37,1 

davon 
a) Öffent- 
licher 

Dienst 

mind. 

14 

39,1 

239 32,3 

A 25,0 

B 27,6 

C 28,6 

142 40,8 

22,2 

b) Privat- 
wirt- 
schaft 

keine 

Angabe 

19,2 

148 20,0 

A 18,7 

B 24,2 

C 22,6 

24 6,9 

14,9 

Hausfrauen 

1 1,9 

1,5 

28 3,8 

A 5,0 

B 3,9 

C 3,2 

2 0,6 

3,6 

Rentner 


■ 6 11,3 

16,5 

86 11,6 

A 30,3 

B 21,5 

C 23,1 

61 17,5 

13,4 

Pensionäre 

11,8 

76 10,3 

A 15,0 

B 12,0 

C 14,2 

80 23,0 

19,1 

sonstige 

3 5,7 

0,7 


A 1,3 

B 1,8 

C 1,4 

2 0,6 

3,6 


* Bei den Angaben unter A, B und C handelt es sich um die drei Oberlandesgerichtsbezirke Düsseldorf, Hamm und Köln. 


15. Zu Frage AAl 


11. a) Wie hat sich die Zahl von Schiedsfrauen bzw. -männern seit 1980 
entwickelt, und hat sich dabei der Anteü von Schiedsfrauen 
verändert? 

b) Wie hat sich der Anteil von Schiedsfrauen in den einzelnen 
Bundesländern entwickelt? 


a) Die Zahl der Schiedspersonen hat sich seit 1980 wie folgt 
entwickelt: 
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Berlin 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Rheinland- 

Pfalz 

Saarland 

Schleswig 

Holstein 

insgesamt 

1980 

53 

817 

753 

1 432 

357 

256 

316 

3 984 

1981 

58 

816 

754 

1 417 

358 

254 

313 

3 970 

1982 

58 

812 

754 

1408 

356 

252 

314 

3 954 

1983 

60 

803 

732 

1 401 

355 

250 

313 

3 914 

1984 

55 

794 

723 

1 381 

347 

250 

311 

3 861 

1985 

56 

782 

721 

1 391 

346 

253 

311 

3 860 

1986 

56 

782 

729 

1 385 

346 

252 

305 

3 855 

1987 

56 

784 

733 

1 363 

348 

252 

309 

3 845 


Der Rückgang von 1980 bis 1987 beträgt 3,5%. Wie hoch der 
Anteil der Schiedsf rauen an den Jahresgesamtzahlen ist, ist nicht 
bekannt, da entsprechende Angaben nur für einige der betroffe- 
nen Länder vorliegen. 

b) Die Frage zu b) läßt sich exakt nur für die Länder Berlin, 
Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein be- 
antworten, und zwar wie folgt: 

Zahl der Schiedsperson 



Berlin 

Niedersachsen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

I 



ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Zahl 

% 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Zahl 

% 

ins- 

gesamt 

davon 

Frauen 

Zahl 

% 

ins- davon 

gesamt Frauen 

Zahl % 

1980 

53 

6 

11,3 

753 

10 

1,3 

357 

2 

0,6 

316 3 0,9 

1981 

58 

6 

10,3 

754 

10 

1,3 

358 

2 

0,6 



1982 

58 

8 

13,8 

754 

11 

1,5 

356 

2 

0,6 



1983 

60 

8 

13,3 

732 

13 

1,8 

355 

1 

0,3 


' keine Angaben 

1984 

55 

8 

14,5 

723 

12 

1,7 

347 

4 

1,2 



1985 

56 

10 

17,9 

721 

14 

1,9 

346 

3 

0,9 



1986 

56 

11 

19,6 

^ 729 

18 

2,5 

346 

3 

0,9 

> 


1987 

56 

12 

21,4 

733 

20 

2,7 

348 

3 

0,9 

309 16 5,2 


Für Hessen ist der Anteil der Frauen unter den rund 785 Schieds- 
personen im Jahre 1987 mit rund 25 angegeben worden; der 
Anteil läge also bei 3,2 %. 

In Nordrhein-Westfalen betrug der Frauenanteil an den Schieds- 
personen im Jahre 1980 in den einzelnen Oberlandesgerichtsbe- 
zirken zwischen 2,3 % und 3,8 %; er hat sich in den Folgejahren 
stetig erhöht. Im Jahre 1987 waren von den Schiedsleuten in zwei 
Oberlandesgerichtsbezirken 8,1 % bzw. 7,8 % Frauen, während in 
dem dritten Bezirk der Frauenanteil unter 5 % lag. 
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16. Zu Frage A, 12 a) 


12. a) Welche Bedeutung haben die sonstigen „Vergleichsbehörden" 
im Sinne des § 380 Abs. 1 StPO gegenüber der Institution 
„ Schiedsperson " ? 

Die Länder Berlin, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein haben nach 
1945 auf der Grundlage der ehemaligen preußischen Schieds- 
mannsordnung neue Schiedsmannsordnungen (-gesetze) erlas- 
sen, die ihrem Inhalt nach im wesentlichen gleich sind. In diesen 
Ländern werden die Aufgaben der Vergleichsbehörde ausschließ- 
lich von Schiedspersonen wahrgenommen. 

Wegen § 380 StPO waren auch die übrigen Landesjustiz- 
verwaltungen gehalten, Vorschriften über Vergleichsbehörden zu 
schaffen, was in folgender Weise geschah: 

Baden-Württemberg 

§§ 37 ff. des Ausführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz 
und Verordnung des Justizministeriums über das Sühneverfahren 
in Privatklagesachen vom 23. Oktober 1971 (GBl. S. 422); 

Bayern 

Artikel 49 des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes und 

Verordnung über den Sühneversuch in Privatklagesachen vom 
13. Dezember 1956 (BayBS I S. 611); 

Bremen 

Gesetz zur Ausführung der Strafprozeßordnung und Verordnung 
über das Sühneverfahren in Privatklagesachen vom 30. Dezember 
1958 (Brem.GBl. S. 105); 

Hamburg 

Verordnung über die Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleich- 
stelle und 

Geschäftsordnung für die Öffentliche Rechtsauskunft- und Ver- 
gleichsstelle vom 15. November 1946 (Bl. I 333-a-l). 

Während die erstgenannten drei Länder sich auf Regelungen über 
das Sühneverfahren in Privatklagesachen beschränken - zustän- 
dig in Baden-Württemberg und Bayern die Gemeinden (sog. Bür- 
germeistersystem), in Bremen Beamte des gehobenen Justizdien- 
stes (Rechtspfleger) -, ist die Öffentliche Rechtsauskunft- und 
Vergleichsstelle (ÖRA) in Hamburg auch Gütestelle für Streitig- 
keiten des Bürgerlichen Rechts. Den dortigen Bezirks stellen kön- 
nen für abgelegene Ortsteile Schiedspersonen als Vergleichsbe- 
hörde im strafrechtlichen Sühneverfahren angegliedert werden. 
Davon ist indes kein Gebrauch gemacht worden. Die in der ÖRA 
tätigen Vorsitzer werden von der Justizbehörde im Einvernehmen 
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mit dem Senat aus der Zahl der hamburgischen Richter, Staatsan- 
wälte, Verwaltungsbeamten und Rechtsanwälte, auch solchen, 
die sich bereits im Ruhestand befinden oder ihre Praxis nicht mehr 
ausüben, ernannt. 

Zahlenmäßig stellt sich die Bedeutung der „Vergleichsbehörden" 
im Sinne des § 380 StPO (hier mangels weiterer Daten nur Bremen 
und Hamburg) gegenüber der Institution „Schiedsperson" wie 
folgt dar (1987): 

Zahl der Anträge auf Sühneverhandlung im 
Zahl der Gerichtseingesessenen (in Prozent) 

a) Bremen und Hamburg 

b) „Schiedsmannsländer" 

17. Zu Frage A. 12 b) 

b) Worin bestehen die Unterschiede dieser Güteverfahren gegenüber 
denen vor der Schiedsperson? 


Verhältnis zu der 

= 0,01 % 
= 0,05 %. 


Es bestehen keine wesentlichen Unterschiede. Hervorzuheben ist 

etwa: 

— ln den Ländern mit Vergleichsbehörden entfällt der Sühnever- 
such (oder es kann von ihm abgesehen werden), wenn die 
Parteien nicht in derselben Gemeinde wohnen; in den 
„Schiedsmannsländern" kann das für die Erhebung der Privat- 
klage zuständige Amtsgericht eine entsprechende Entschei- 
dung treffen. 

— In Baden-Württemberg, Bayern und Hamburg können die Par- 
teien sich in der Sühneverhandlung durch einen Bevollmäch- 
tigten (Rechtsanwalt) vertreten lassen; in den übrigen Ländern 
haben sie persönlich zu erscheinen, Beistände können zugelas- 
sen werden. 

— Für die Ausschließung und Ablehnung des Sühnebeamten in 
Bremen sind die für den Richter geltenden Vorschriften der 
Strafprozeßordnung entsprechend anzuwenden; auf die Mit- 
arbeiter der ÖRA in Hamburg finden insoweit die §§41 bis 49 
der Zivilprozeßordnung entsprechende Anwendung. In den 
„Schiedsmannsländern" ist die Schiedsperson „kraft Gesetzes" 
von der Ausübung ihres Amtes ausgeschlossen: 

1. in Sachen, in denen er selbst Partei ist oder bei denen er zu 
einer Partei in dem Verhältnis eines Mitberechtigten, Mit- 
verpflichteten oder Regreßpflichtigen steht; 

2. in Sachen seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr 
besteht; 

3. in Sachen einer Person, mit der er in gerader Linie verwandt, 
verschwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbun- 
den, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder 
bis zum zweiten Grade verschwägert ist, auch wenn die Ehe, 
durch die die Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr 
besteht; 
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4. in Sachen, in denen er als Prozeßbevollmächtigter oder Bei- 
stand einer Partei bestellt oder als gesetzhcher Vertreter 
einer Partei aufzutreten berechtigt ist oder gewesen ist. 

— Die Möglichkeit, gegen den Antragsgegner für jeden Fall des 
unentschuldigten Ausbleibens im Sühnetermin ein Ordnungs- 
geld festzusetzen (in der Regel 5 bis 50 DM), ist in Baden- 
Württemberg, Bayern und Hamburg nicht vorgesehen. 

— Die vollstreckbare Ausfertigung eines vor einer Schiedsperson 
oder vor einer Vergleichsbehörde geschlossenen Vergleiches 
wird durch das örtlich zuständige Amtsgericht, in Hamburg von 
dem Vorsitzer der ÖRA erteilt (vgl. § 797 a Abs. 4 ZPO). 

— Gebühren für das Sühneverfahren in Strafsachen: 

„ Schiedsmannsländer " 

Berlin, Hessen, Niedersachsen, Rheinland- Pfalz, Saarland und 
Schleswig-Holstein: 12 DM, bei Zustandekommen eines Ver- 
gleichs 24 DM; Nordrhein-Westfalen 20 DM bzw. 40 DM. 

Unter bestimmten Voraussetzungen können die Gebühren 
erhöht oder ermäßigt werden. Daneben werden Auslagen er- 
hoben. 

Länder mit Vergleichsbehörden 

Baden- Württemberg: 20 bis 100 DM; 

Bayern: 20 bis 100 DM; 

Bremen: 30 DM, Erteilung der Sühnebescheinigung 10 DM; 
Hamburg: Antragsgebühr 20 DM, Verfahrensgebühr 60 DM. 

Auch hier Möglichkeiten der Gebührenbefreiung oder -herab- 
setzung. 


18. Zu Frage A, 12 c) 


c) Bestehen dort andere Aufgabenschwerpunkte kraft Gesetzes, oder 
haben sich solche entwickelt? 


Während den Schiedspersonen das Güteverfahren in bürgerh- 
chen Rechtsstreitigkeiten (über vermögensrechüiche Ansprüche) 
und der Sühneversuch in Strafsachen (Privatklagesachen) über- 
tragen worden ist, werden die Vergleichsbehörden in Baden- 
Württemberg, Bayern und Bremen nur in den letzteren Fällen 
tätig. Die ÖRA in Hamburg ist wiederum für beide Bereiche 
zuständig; ihr obhegt ferner die Aufgabe, Minderbemittelten 
Rechtsauskunft und Rechtsbeistand zu gewähren. In Fragen des 
Sozialrechts kann jedermann Auskunft und Beistand erhalten. 

Soweit Äußerungen der hierzu befragten Landesjustizverwaltun- 
gen vorliegen, haben sich andere Aufgabenschwerpunkte nicht 
entwickelt. 
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19, Zu Frage A.12d) 


d) Haben sich Unterschiede in der Wirksamkeit herausgestellt? 


Auf die Zahlen zu den vorausgegangenen und zu der nachfolgen- 
den Frage, bei denen im Hinblick auf die Wirksamkeit zugleich 
Prozentangaben gemacht wurden, darf verwiesen werden. 

20. Zu Frage A. 12 e) in Verbindung mit Frage A.l 


e) Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter 
Frage 1 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsman- 
nes dar? 


Für die Länder Baden- Württemberg und Bayern liegt statistisches 
Material nicht vor. Für die Länder Bremen (Sühneverfahren) und 
Hamburg (Sühne- und Güteverfahren) ergeben sich insgesamt 
folgende Zahlen: 


1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 


2 555 

2 702 

3 045 
2 888 
2 845 

2 857 

3 022 
2 520 


insgesamt: 22 444 

21. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.2 


Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter Frage 
2 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsmannes dar? 


Für die Länder Baden- Württemberg und Bayern liegt statistisches 
Material nicht vor. ln den Ländern Bremen und Hamburg wurden 
anhängig: 



Bremen 

Hamburg 


Sühnesachen 

Gütesachen 

Sühnesachen 

1980 

132 

2 134 

289 

1981 

144 

2 260 

298 

1982 

105 

2 681 

259 

1983 

96 

2 576 

^16 

1984 

97 

2 558 

190 

1985 

75 

2 610 

172 

1986 

81 

2 785 

156 

1987 

76 

2 286 

158 

Insgesamt 

816 

19 890 

1 738 
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Zur Aufgliederung der Verfahren gemäß § 380 StPO nach Straftat- 
beständen sind ledighch von Baden-Württemberg einige Anga- 
ben gemacht worden, und zwar aufgrund einer stichprobenarti- 
gen Erhebung bei einigen Gemeinden unterschiedücher Größen- 
ordnung: 

Stuttgart 


720 Verfahren, darunter wegen 

Beleidigung 

560 = 

77,8% 


Körperverletzung 

18 = 

2,5% 


. Hausfriedensbruch 

16 = 

2,2% 

Karlsruhe 

298 Verfahren, darunter wegen 

Beleidigung 

215 = 

72,1% 


Körperverletzung 

69 = 

23,2% 


Hausfriedensbruch 

4 = 

1,3% 

Ellwangen 

49 Verfahren, darunter wegen 

Beleidigung 

36 = 

73,5% 


Körperverletzung 

8 = 

16,3% 


Hausfriedensbruch 

1 = 

2,0% 


Sachbeschädigung 

2 = 

4,1% 

Göppingen 

56 Verfahren, darunter wegen 

Beleidigung 

24 = 

42,9% 


Körperverletzung 

10 = 

17,9% 


Hausfriedensbruch 

3 = 

5,4% 

Weingarten (Baden) 

4 Verfahren wegen 

Beleidigung 

= 

100% 


Eine Aufgüederung der bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach 
Art der Begehren — nur in Hamburg ist die Vergleichsbehörde 
auch Gütestelle für Streitigkeiten des Bürgerlichen Rechts - ist für 
den gesamten Zeitraum mangels detaillierter Statistiken nicht 
möglich. Ledighch für das Jahr 1986 hegen einige Angaben vor: 


Zahl der Güteanträge 1986 insgesamt: 


2785 

davon betrafen 



a) Mietsachen (rückständiger Mietzins 
und Räumung) 

ca. 

2 120 = 76,1 % 

b) Familienrechtssachen (Trennungs- und 
Scheidungsfolgensachen) 

ca. 

450 = 16,2% 

c) allgemeine Inkassosachen 

ca. 

170 = 6,1 % 

d) Streitsachen mit teilweise hohen 

Streitwerten, die für ein Mahnverfahren 
nicht geeignet waren 

ca. 

45 = 1,6% 


22. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.3 


Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter Frage 
3 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsmannes dar? 


Statistische Angaben hegen insoweit nur für die Öffentliche 
Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle Hamburg vor: 
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Erledigte Gütesachen 

Erledigte Sühne Sachen 

insgesamt 

davon 

beigelegt 

in % 

insgesamt 

davon 

beigelegt 

in % 

1980 

2 123 

1 569 

73,9 

298 

136 

45,6 

1981 

2 226 

1 607 

72,2 

300 

129 

43,0 

1982 

2 485 

1 836 

73,9 

273 

117 

42,9 

1983 

2 584 

1 811 

70,1 

217 

84 

38,7 

1984 

2 556 

1 737 

68,0 

172 

63 

36,6 

1985 

2 686 

1 699 

63,3 

151 

59 

39,1 

1986 

2 387 

1 500 

62,8 

150 

57 

38,0 

1987 

2 430 

1486 

61,2 

133 

40 

30,1 

ins- 







gesamt 

19 477 

13 245 

68,0 

1 694 

685 

40,4 


Für Bremen ist lediglich die Zahl der Fälle erfaßt, in denen das 
Sühneverfahren nach § 380 StPO durch einen Vergleich erledigt 
wurde: 


Zahl der 
Anträge auf 
Sühnever- 
handlung 

Zahl der Fälle, in denen der 
Sühneantrag durch Vergleich 
erledigt wurde 

in % der 
Anträge 

1980 

132 

55 

41,7 

1981 

144 

71 

49,3 

1982 

105 

47 

44,8 

1983 

96 

41 

42,7 

1984 

97 

45 

46,4 

1985 

75 

33 

44,0 

1986 

81 

31 

38,3 

1987 

76 

33 

43,4 

insgesamt 

816 

356 

43,6 


23. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage AA 


Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter Frage 
4 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsmannes dar? 

Detaillierte Angaben über die Erledigungstatbestände liegen nur 
für Hamburg vor: 

a) Erledigte Sühnesachen 
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ins- 

gesamt 

Vergleiche 

Zahl % 

1 

Antrags- 
rücknahmen 
Zahl % 

anderweitige 
Erledigung 
Zahl % 

gescheiterte 

Versuche 

Zahl % 

1980 

298 

70 

23,5 

25 

8,4 

41 

13,8 

162 

54,4 

1981 

300 

77 

25,7 

17 

5,7 

35 

11,7 

171 

57,0 

1982 

271 

56 

20,7 

24 

8,9 

35 

12,9 

156 

57,6 

1983 

217 

54 

24,9 

13 

6,0 

17 

7,8 

133 

61,3 

1984 

172 

42 

24,4 

7 

4,1 

14 

8,1 

109 

63,4 

1985 

151 

35 

23,2 

14 

9,3 

10 

6,6 

92 

60,9 

1986 

150 

39 

26,0 

9 

6,0 

9 

6,0 

93 

62,0 

1987 

133 

17 

12,8 

14 

10,5 

9 

6,8 

93 

69,9 

ins- 










gesamt 

1 692 

390 

23,0 

123 

7,3 

170 

10,0 

1 009 

59,6 


b) Erledigte Gütesachen 


ins- 

gesamt 

Vergleiche 

Zahl % 

Antrags- 
rücknahmen 
Zahl % 

anderweitige 
Erledigung 
Zahl % 

gescheiterte 

Versuche 

Zahl % 

1980 

2 123 

1 171 

55,2 

347 

16,3 

51 

2,4 

554 

26,1 

1981 

2 226 

1 184 

53,2 

375 

16,8 

48 

2,2 

619 

27,8 

1982 

2 485 

1 365 

54,9 

433 

17,4 

38 

1,5 

649 

26,1 

1983 

2 584 

1 344 

52,0 

450 

17,4 

17 

0,7 

773 

29,9 

1984 

2 556 

1 386 

54,2 

314 

12,3 

37 

1,4 

819 

32,0 

1985 

2 686 

1 381 

51,4 

295 

11,0 

23 

0,9 

987 

36,7 

1986 

2 387 

1 225 

51,3 

260 

10,9 

15 

0,6 

887 

37,2 

1987 

2 430 

1 148 

47,2 

311 

12,8 

27 

1,1 

944 

38,8 

ins- 










gesamt 

19 477 

10 204 

52,4 

2 785 

14,3 

256 

1,3 

6 232 

32,0 


In Baden- Württemberg hat eine stichprobenartige Erhebung bei 
einigen Gemeinden unterschiedlicher Größenordnung zu folgen- 
dem Ergebnis geführt: 



Verfahren 

insgesamt 

Vergleiche in % 

Antragsrücknahme in % 

Stuttgart 

720 

240 

33,3 

120 

16,7 

Karlsruhe 

298 

43 

14,4 

8 

2,7 

Rastatt 

46 

8 

17,4 

9 

19,6 

Ellwangen 

49 

5 

10,2 

2 

4,1 

Göppingen 

56 

15 

26,8 

- 

- 

Weingarten 

4 

1 

25,0 

1 

25,0 

(Baden) 






insgesamt 

1 173 

312 

26,6 

140 

11,9 
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24. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.5 


Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter Frage 
5 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsmannes dar? 


Auf die Ausführungen zu Frage A.5 (lfd. Nr. 5) wird verwiesen. 

Die Zahl der Privatklagen in den Ländern ohne die Institution des 
Schiedsmannes betrug: 



Baden- 

Württemberg 

Bayern 

Bremen 

Hamburg 

Summe 

1980 

1 494 

3 210 

52 

135 

4 891 

1981 

1 440 

2 975 

52 

121 

4 588 

1982 

1 384 

2 640 

38 

108 

4 170 

1983 

1 203 

2 448 

33 

92 

3 776 

1984 

1 156 

2 320 

43 

69 

3 588 

1985 

1 067 

2 042 

51 

61 

3 221 

1986 

921 

1 910 

41 

47 

2 919 

1987 

907 

1 650 

23 

60 

. 2 640 

insgesamt 

9 572 

19 195 

333 

693 

29 793 


25. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.6 


Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter Frage 
6 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsmannes dar? 


Statistisches Material über die Dauer der Verfahren vor den Ver- 
gleichsbehörden gibt es nicht. 

Baden-Württemberg gibt die Verfahrensdauer mit durchschnitt- 
lich 3 bis 10 Wochen an. Die Justizbehörde Hamburg hat mitge- 
teilt, daß die bei der ÖRA anhängigen Schlichtungsverfahren - bis 
auf wenige Ausnahmen - 2 bis 3 Monate nach Antragseingang 
abgeschlossen werden. 


26. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.7 


Wie stellen sich die Zahlen entsprechend der Fragestellung unter Frage 
7 bezogen auf die Länder ohne die Institution des Schiedsmannes dar? 


Der Bundesregierung fehlen Anhaltspunkte für eine Schätzung 
der Zahl der ohne förmliches Verfahren erledigten Streitfälle. 

Die ÖRA Hamburg schätzt, daß ca. 70 % aller an sie herangetra- 
genen Anliegen ohne förmliches Verfahren zur Erledigung des 
Streitfalles führen. 
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27. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.8 


Wie verteilen sich die unter Fragen 2 bis 6 ermittelten Zahlen auf die 
Länder ohne die Institution des Schiedsmannes? 


Die Landesergebnisse sind bereits bei den Antworten zu den 
einzelnen Fragen ausgewiesen. Darüber hinaus liegen Ergebnisse 
aus den vier Ländern ohne die Institution des Schiedsmannes 
nicht vor. 

28. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.9 


Nach welchen Kriterien werden die in den Vergleichsbehörden tätigen 
Personen berufen? 


In Baden-Württemberg werden die Aufgaben der Vergleichsbe- 
hörde grundsätzlich von dem Bürgermeister der Gemeinde wahr- 
genommen, sofern nicht ein Bediensteter der Gemeinde oder eine 
andere geeignete Person damit beauftragt wird (§ 2 der Verord- 
nung des Justizministeriums über das Sühneverfahren in Privat- 
klagesachen). 

In Bayern ist nach § 1 der Verordnung über den Sühneversuch in 
Privatklagesachen die Gemeinde für die Vornahme des Sühne- 
versuches zuständig. Wem im konkreten Fall die Durchführung 
obliegt, richtet sich nach den Vorschriften der Gemeindeordnung. 
Nähere Angaben dazu liegen nicht vor. 

Nach der in Bremen geltenden Verordnung über das Sühnever- 
fahren in Privatklagesachen werden Beamte des gehobenen 
Justizdienstes (Rechtspfleger) zu Sühnebeamten bestellt. Aus- 
wahlkriterien sind in der Verordnung nicht geregelt. In der Praxis 
werden berufserfahrene Rechtspfleger herangezogen. 

In Hamburg werden zum Vorsitzenden in der Güte- und Sühne- 
stelle (gleichzeitig Berater in der Rechtsauskunft und Rechtsbei- 
standsgewährung) ausschließlich Volljuristinnen und -Juristen mit 
überdurchschnittlichen Examensleistungen und mindestens drei- 
jähriger Berufserfahrung bestellt (§ 7 Abs. 1 der Geschäftsord- 
nimg für die Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle). 

29. Zu Frage A.12 e) in Verbindung mit Frage A.IO 


Welche Bemfsgmppen sind unter den in den Vergleichsbehörden täti- 
gen Personen vertreten? 


In Baden- Württemberg hat eine stichprobenartige Erhebung bei 
einigen Gemeinden unterschiedlicher Größenordnung ergeben: 

Stuttgart: Beamter des höheren Dienstes und 

Beamter des gehobenen Dienstes 
Karlsruhe: Beamter des gehobenen Dienstes 
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Rastatt: Beamter des höheren Dienstes 

Ellwangen: Beamter des gehobenen Dienstes 

Göppingen: Beamter des gehobenen Dienstes 

Weingarten 

(Baden): Der Bürgermeister 

Hinsichtlich Bayern und Bremen wird auf die Antwort zu Frage 
A.9 verwiesen (lfd. Nr. 28). 

In Hamburg waren im Durchschnitt bei der ÖRA 148 Berater/ 
Vorsitzende tätig. Davon waren im Durchschnitt im Hauptberuf 
70 % = Richter, 25 % = Rechtsanwälte, 3 % = Staatsanwälte und 
1 % = Verwaltungsbeamte. 

30. Zu Frage A. 12 e) in Verbindung mit Frage A. 11 


a) Wie hat sich die Zahl der in den Vergleichsbehörden tätigen Perso- 
nen seit 1980 entwickelt und wie hat sich dabei der Anteil von 
Frauen verändert? 

b) Wie hat sich der Anteil von Frauen unter den in den Vergleichsbe- 
hörden tätigen Personen in den einzelnen Bundesländern entwik- 
kelt? 

Für Baden-Württemberg und Bayern liegen Angaben nicht vor 
(vgl. Antwort zu Frage A.9 - lfd, Nr. 28). 

In Bremen ist bei den drei Amtsgerichten - seit 1980 unverändert 
- jeweils ein Rechtspfleger zum Sühnebeamten bestellt. Eine Frau 
gab es unter den drei Sühnebeamten bisher nicht. 

Angaben über die Zahl der bei der Öffentlichen Rechtsauskunft- 
und Vergleichsstelle - ÖRA - in Hamburg (Hauptstelle und 
Bezirksstellen) tätigen Vorsitzer, Berater und Schiedspersonen 
liegen nicht vor. Der Anteil der weiblichen Berater und Vorsitzen- 
den ist von Hamburg wie folgt mitgeteilt worden: 

1980: 7,5 % 

1981: 11,4% 

1982: 13,2 % 

1983: 14,2 % 

1984: 16,7 % 

1985: 17,1 % 

1986: 17,0 % 

1987: 18,3 % 


II. Zu Teil B der Anfrage 


B. Ausbau der Institution „Schiedsperson'' 

1. Zu Frage BA 


1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Tätigkeit von 
Schiedspersonen bei? 
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Die Bundesregierung schätzt die Tätigkeit der Schiedspersonen in 
Strafsachen und in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten sehr positiv 
ein. 

In der Strafrechtspflege leisten die Schiedspersonen seit langem 
einen wichtigen Beitrag zur Schlichtung von Privatklagesachen. 
Im Jahre 1987 wurden im gesamten Bundesgebiet in 18 779 Ver- 
fahren Sühneversuche vor der nach dem jeweiligen Landesrecht 
bestimmten Verfahrensbehörde durchgeführt, also überwiegend 
vor Schiedspersonen. Der Sühneversuch vorwiegend bei Schieds- 
personen ermöglicht in diesen Fällen einen unkomplizierten Aus- 
gleich zwischen den Beteiligten. Als ein bürgernahes Institut, das 
eine aktive und selbständige Bereinigung zwischenmenschlicher 
Konflikte durch die Betroffenen fördert, kommt dem Schieds- 
mannswesen für eine sinnvolle und effektive Strafrechtspflege 
besondere Bedeutung zu. Die Sühneverhandlung ist darüber hin- 
aus in besonderer Weise geeignet, einen Ausgleich zwischen 
Täter und Verletzten zu fördern. Das Bemühen des Täters, den 
Schaden wiedergutzumachen und einen Ausgleich mit dem Ver- 
letzten zu erreichen, ist seit dem Inkrafttreten des Opferschutzge- 
setzes am 1. April 1987 ein für die Strafzumessung bedeutsamer 
Umstand. Die Schiedspersonen können im Rahmen des Täter- 
Opfer- Ausgleichs wichtige Hilfe leisten. 

Auf dem Gebiet des Zivilrechts machen die Parteien von der 
Möglichkeit, sich in Streitfällen an Schiedspersonen zu wenden, 
selten Gebrauch. Im Jahre 1987 waren es im gesamten Bundesge- 
biet 1 609 Fälle. Verglichen mit dem Geschäftsanfall in Zivilsa- 
chen bei den Amts- und Landgerichten - im Jahre 1987 gab es 
dort 1 660466 Neuzugänge - ist diese Zahl äußerst gering. Unab- 
hängig davon mißt die Bundesregierung jedoch auch hier der 
streitschlichtenden Tätigkeit der Schiedspersonen große Bedeu- 
tung bei. Die bürgernahe Streitschlichtung und aktive Einbezie- 
hung der streitenden Parteien ist gerade in den Fällen wünschens- 
wert, in denen die Parteien auch nach Beilegung des Rechtsstreits 
miteinander auskommen müssen, z. B. weil sie Nachbarn sind 
oder in andauernden vertraglichen Beziehungen zueinander ste- 
hen. Die Vergleichsquote liegt in bürgerlichen Rechtsstreitigkei- 
ten schon seit Jahren mit durchschnittlich 55 % noch höher als in 
Strafsachen mit 50 %. In den Fällen, in denen beide Parteien vor 
der Schiedsperson erschienen waren, liegt sie sogar bei 65 %, in 
Privatklagesachen bei 56 %. 

Um die Tätigkeit der Schiedspersonen zu fördern, hat der Bundes- 
minister der Justiz nach der Novellierung der Schiedsmannsord- 
nung für das Land Nordrhein-Westfalen zum 1. Januar 1984, 
deren Schwerpunkt die Einführung einer bußgeldbewehrten 
Erscheinenspflicht der Parteien vor dem Schiedsmann auch in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten war, eine Begleitforschung in 
Auftrag gegeben. Die Studie von Prof. Röhl „Das Güteverfahren 
vor dem Schiedsmann - ein alternatives Vermittlungsverfahren in 
zivilrechtlichen Streitigkeiten? hat deutlich gemacht, daß sich 
eine Verlagerung der Konfliktregelung von der Justiz auf alterna- 
tive Verfahren wie etwa das Verfahren vor den Schiedspersonen 
nicht durch kleinere oder größere Veränderungen am Gütever- 
fahren selbst erreichen läßt. 
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Die Bundesregierung plant deswegen im Rahmen der Struktur- 
analyse der Rechtspflege (vgl. I der Vorbemerkung zur Antwort 
der Bundesregierung - BT-Drucksache 10/5317 - auf die Große 
Anfrage der Fraktion der SPD zur Geschäftsbelastung der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit - BT-Drucksache 10/1739) nach dem mit 
den Landes] US tiz Verwaltungen und den Verbänden ab gestimm- 
ten Arbeits- und Forschungsprogramm 1988/89 eine Untersu- 
chung über das Zusammenspiel von gerichtlicher und außerge- 
richtlicher Konfliktregelung. Diese Untersuchung soll Aufschluß 
darüber bringen, welche Faktoren Einfluß auf den Geschäftsanfall 
der Gerichte haben. Im Rahmen des Projekts sollen die Einfluß- 
faktoren auf ihre rechtlichen, institutioneilen und organisatori- 
schen Rahmenbedingungen hin analysiert und Möglichkeiten der 
Veränderung dieser Rahmenbedingungen entworfen werden. 

2. Zu Frage B.2 


2. a) Stimmt die Bundesregierung der Einschätzung von Prof. Dr. Pfei- 
fer zu, „die Gerichte wären schon genug entlastet, wenn das 
Schiedsmannsverfahren effektiver gestaltet würde"? 

b) Wenn ja, worin sieht sie in dieser Hinsicht Verbesserungsmög- 
lichkeiten? 

c) Welche Vorschläge sind von der Bundesregierung zu erwarten? 


Zu Frage B.2.a) 

Nach den vorliegenden Zahlen und den bisherigen Erfahrungen 
besteht kein Anlaß zu der Annahme, daß sich kurz- oder mittelfri- 
stig eine nennenswerte oder gar ausreichende Entlastung der 
Gerichte allein durch eine Umgestaltung des Schiedsmannsver- 
fahrens erreichen läßt. In Strafsachen hat die seit dem 1. April 
1987 eingeführte erweiterte Zuständigkeit in Fällen der gefährli- 
chen Körperverletzung keinen erheblichen Einfluß auf den 
Geschäftsanfall der Gerichte gehabt. 

In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten hat u. a. die erwähnte Ände- 
rung der Schiedsmannsordnung für das Land Nordrhein-Westfa- 
len zwar zu einer prozentual erheblichen Steigerung der Gütever- 
fahren vor dem Schiedsmann geführt, die absoluten Zahlen sind 
jedoch nach wie vor so gering, daß von einer Entlastung der 
Gerichte kaum die Rede sein kann. 

Eine effektivere Gestaltung des Güte- und des Sühneverfahrens 
allein wird daher nach Auffassung der Bundesregierung eine 
nennenswerte Entlastung der Justiz nicht bewirken. 

Ungeachtet dieser Vorbehalte hält die Bundesregierung den 
Grundgedanken der Streiterledigung durch Schiedspersonen für 
geeignet, zu einer besseren Befriedigung bei bestimmten Streitig- 
keiten und damit auch zu einer Entlastung der Justiz beizutragen. 

Zu Frage B.2.b) 

In Strafsachen könnte an eine Erweiterung der Zuständigkeit der 
Schiedspersonen gedacht werden, und zwar in zweifacher Hin- 
sicht: Es käme eine Erweiterung auf andere Delikte mit geringer 
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Schuld in Betracht. Darüber hinaus könnten die Schiedspersonen 
stärker in den Täter-Opfer- Ausgleich einbezogen werden. 

Dies würde jedoch eine grundsätzliche Änderung der Funktion 
der Schiedspersonen bedeuten, insbesondere wenn insoweit das 
Sühneverfahren aus der Verbindung mit der Privatklage heraus- 
gelöst und verselbständigt werden sollte. 

Es könnte sich anbieten, ein allgemeines Sühneverfahren als eine 
in das Ermittlungsverfahren integrierte Alternative zur Strafver- 
folgung einzuführen. Die wissenschaftliche und rechtspolitische 
Diskussion hierüber ist jedoch noch nicht so weit fortgeschritten, 
daß konkrete Lösungsvorschläge gemacht werden können. 

Auf dem Gebiet des Zivilrechts könnten Verbesserungsmöglich- 
keiten in der Einführung eines obligatorischen Güteverfahrens 
vor der Schiedsperson für alle oder bestimmte Rechtsstreitigkeiten 
liegen. 

Für ein obligatorisches Güteverfahren scheint die bereits er- 
wähnte hohe Vergleichsquote in bürgerlichen Rechtsstreitigkei- 
ten zu sprechen. Allerdings hat die Bundesregierung Zweifel, ob 
angesichts der außerordentlich geringen Inanspruchnahme der 
Schiedspersonen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten diese Ver- 
gleichsquote aussagekräftig ist. Diese hohe Quote könnte nämlich 
möglicherweise ihren Grund nicht zuletzt darin haben, daß das 
Güteverfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten derzeit auf 
einem freiwillig gestellten Antrag des Anspruchstellers beruht, so 
daß zumindest eine der Parteien des Schiedsverfahrens von vorn- 
herein vergleichsbereit ist. Diese für das Zustandekommen einer 
gütlichen Einigung günstige Ausgangstage würde bei einer Ver- 
pflichtung zur Anrufung der Schiedsperson in sehr viel weniger 
Fällen gegeben sein. Auch besteht gerade in Zivilsachen bei den 
Rechtsuchenden die Neigung, sich professionellen Rat zu suchen. 
Dies wird häufig dazu führen, daß eine nicht von vornherein 
vergleichsbereite Partei sich auch durch ein Güteverfahren nicht 
davon abbringen läßt, „ihr Recht" vor Gericht durchzusetzen. Für 
die Parteien würde die Einführung eines obligatorischen Gütever- 
fahrens mithin oft eine nutzlose Verteuerung und Verlängerung 
des gesamten Verfahrens zur Folge haben. 

Es könnte möglicherweise erfolgversprechender sein, lediglich, 
für bestimmte Arten von Rechtsstreitigkeiten, die sich hierfür 
besonders eignen, ein obligatorisches Güteverfahren vorzuschrei- 
ben. Wie bereits in der Antwort zu Frage B.l ausgeführt, ist dieser 
Fragenkomplex in die Strukturanalyse der Rechtspflege ein- 
bezogen worden. Der gemeinsam mit den Landesjustizverwal- 
tungen und Verbänden erarbeitete Fragenkatalog enthält unter 
II. B 4 die Frage; 

„Empfiehlt es sich, bei bestimmten zivilrechtlichen Streitigkeiten 
(z. B. §§ 906, 910, 911 BGB) ein obligatorisches Güteverfahren 
entsprechend dem Sühneversuch nach § 380 StPO vorzusehen?" 

Hierzu sollen die weitere Auswertung der Studie von Röhl, aber 
auch Praxis- und Publikumsbefragungen, Aufschluß erbringen. In 
diesem Zusammenhang ist auch nochmals auf die bereits 
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erwähnte Untersuchung über das Zusammenspiel von gerichtli- 
cher und außergerichtlicher Konfliktregelung hinzuweisen. 

Zu Frage B. 2. c) 

Konkrete Lösungsvorschläge liegen derzeit weder auf dem Gebiet 
des Straf- noch auf dem Gebiet des Zivilrechts vor. Die wissen- 
schaftliche und rechtspolitische Diskussion ist noch nicht abge- 
schlossen. Auf dem Gebiet des Zivilrechts sollen zudem erste 
Ergebnisse der Strukturanalyse der Rechtspflege abgewartet 
werden. 


3. Zu Frage B.3 


3. a) Stimmt die Bundesregierung der Aussage von Prof. Dr. Benda 
zu, „zu den Möglichkeiten der außergerichtlichen Beseitigung 
von Streitfällen gehören zweifellos mit an erster Stelle die 
Schiedsmänner"? 

b) Wenn ja, wie steht die Bundesregierung zu einer Ausweitung 
der Zuständigkeit des Schiedswesens auf weitere zivilrechtliche 
Streitigkeiten? 

c) Welche Gegenstände von zivilrechtlichen Streitigkeiten hält die 
Bundesregierung dazu für geeignet? 

d) Hält die Bundesregierung eine Streitwertobergrenze für ein 
geeignetes Kriterium? 

e) Wie steht die Bundesregierung zu einer Verpflichtung der Par- 
teien, in geeignet gehaltenen Zivüsachen einen Antrag auf 
Sühne- bzw. Güteverhandlung zu stellen? 

f) Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zur Erschei- 
nungspflicht der Beteüigten und zu einem entsprechenden 
Sanktionensystem im Nichterscheinensfall? 

g) Wie hat sich die seit dem 1. April 1987 normierte Erweiterung 
der Zuständigkeit auf die Fälle gefährlicher Körperverletzung 
bewährt? 


Zu Frage B.3.a) 

Das Schiedsmannswesen ist eine bewährte traditionsreiche Ein- 
richtung außergerichtlicher Konfhktregelung, und als solche stellt 
sie eine wichtige Möglichkeit außergerichtlicher Streitbeilegung 
dar. 

Als eine mindestens gleichwertige Möglichkeit außergerichtlicher 
Bereinigung von Streitfällen dürften jedoch auch die Beratung 
und Streitschlichtung durch Rechtsanwälte anzusehen sein. Nach 
der im Auftrag des Bundesministers der Justiz vom Institut für 
freie Berufe an der Universität Erlangen-Nürnberg durchgeführ- 
ten Untersuchung über „Rolle und Funktion der Rechtsanwälte 
bei der außergerichtlichen Beilegung zivilrechthcher Streitigkei- 
ten", die kurz vor ihrem Abschluß steht, erledigen die Rechtsan- 
wälte ca. zwei Drittel aller Streitfälle außergerichtlich. 

Zu erwähnen sind weiterhin andere Organisationen, Verbände 
und Behörden, die beratend und damit vielfach zugleich streitver- 
hütend und streitschlichtend tätig werden. 

Hinzuweisen ist auch auf die ärztlichen Schlichtungsstellen sowie 
auf Schieds- und Schhchtungsstellen im Handel, Gewerbe und 
Handwerk, z. B. die Schiedsstellen des Kraftfahrzeughandwerks, 
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des Gebrauchtwagenhandels und die Bauschlichtungsstellen. 
Auch diese tragen zur außergerichtlichen Streitbeilegung bei. 

Schließlich sind die in Bayern und Hamburg statt des Schieds- 
manns eingeführten Gütestellen zu erwähnen. Bayern führt einen 
Modellversuch mit Gütestellen im Sinne von § 794 Abs. 1 Nr. 1 
ZPO durch, dessen Ergebnis abzuwarten bleibt. In Hamburg ist 
die Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle Gütestelle 
für Streitigkeiten des bürgerlichen Rechts. Dort sind in der Zeit 
von 1980 bis 1987 19 890 Güteanträge gestellt worden, von denen 
13 245 zu einem Vergleich geführt haben (vgl. hierzu die Antwort 
Nr. A.21. zu Frage A.12.e) in Verbindung mit Frage A.2), 

Zu Frage B.3.b) 

Die Schiedsmannsordnungen der Länder lassen schon jetzt in 
allen vermögensrechtlichen Streitigkeiten Güteverhandlungen 
zu. Allerdings sind nach der Schiedsmannsordnung für das Land 
Nordrhein- Westfalen in der seit dem 1. Januar 1984 geltenden 
Fassung bürgerliche Rechtsstreitigkeiten, die in die sachliche 
Zuständigkeit der Arbeitsgerichte fallen, hiervon ausgenommen. 
Dieselbe Einschränkung sehen der Entwurf eines Niedersächsi- 
schen Gesetzes über gemeindliche Schiedsstellen und der Ent- 
wurf einer Saarländischen Schiedsordnung vor. Zur Begründung 
wird auf den besonderen Charakter arbeitsrechtlicher Streitigkei- 
ten und darauf hingewiesen, daß die Verhandlung vor dem 
Arbeitsgericht nach § 54 des Arbeitsgerichtsgesetzes ohnehin mit 
einem Güteverfahren vor dem Vorsitzenden eingeleitet wird. In 
dem Entwurf einer Saarländischen Schiedsordnung sind „wegen 
der Tragweite von Regelungen in diesem Bereich" familienrecht- 
liche Streitigkeiten auch insoweit dem Güteverfahren entzogen, 
als sie vermögensrechtlicher Art sind. 

§ 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO ermöglicht die Zwangsvollstreckung aus 
Vergleichen, die vor einer durch die Landesjustizverwaltungen 
eingerichteten oder anerkannten Gütestelle abgeschlossen sind. 

Eine Ausweitung der Zuständigkeit auf nichtvermögensrechtliche 
Streitigkeiten strebt die Bundesregierung nicht an. Nichtvermö- 
gensrechtliche Streitigkeiten dürften grundsätzlich für eine Ver- 
handlung vor dem Schiedsmann nicht geeignet sein. Dies findet 
seinen Ausdruck auch darin, daß diese Streitigkeiten, wenn sie 
gerichtlich ausgetragen werden, in die Zuständigkeit der Landge- 
richte gehören und deswegen beide Parteien anwaltlich vertreten 
sein müssen. 

Zu Frage B.3.c) 

Auf die Anwort zu 3.b) wird verwiesen. 

Zu Frage B,3,d) 

Eine Streitwertobergrenze hält die Bundesregierung solange nicht 
für ein geeignetes Kriterium, wie nicht ein obligatorisches Güte- 
verfahren eingeführt wird. Bei Einführung eines generellen obli- 
gatorischen Güte Verfahrens würde sich neben anderen Ein- 
schränkungen der Zuständigkeit, beispielsweise um die Aushöh- 
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lung zwingender Schutzvorschriften zu verhindern, die Einfüh- 
rung einer Streitwertobergrenze dagegen empfehlen. Die Aus- 
sicht, daß es in dem Güteverfahren vor den Schiedspersonen zu 
einer Einigung der Parteien, die nicht von vornherein vergleichs- 
bereit sind, kommt, dürfte bei hohen Streitwerten gering sein. In 
diesen Fällen dürfte daher der Gesichtspunkt der nutzlosen Ver- 
teuerung und Verlängerung des Prozesses gegen die Einführung 
eines obligatorischen Güteverfahrens sprechen. Würde demge- 
genüber das obligatorische Güteverfahren auf bestimmte Rechts- 
streitigkeiten nachbarrechtlicher oder dauerschuldrechtlicher Art 
beschränkt [vgl. die Antwort zu B.2.b)], so kann eine Streitwert- 
obergrenze zu Schwierigkeiten bei der Beurteilung der Frage 
führen, ob die Schiedsperson überhaupt die Güteverhandlung 
vornehmen darf. 

Zu Frage B.3.e) 

Die Bundesregierung hält eine Verpflichtung der Parteien, einen 
Antrag auf Sühne- bzw. Güteverhandlung zu stellen, in den Fäl- 
len für erwägenswert, in denen die Parteien in andauernden 
Rechtsbeziehungen zueinander aus Miete, Pacht oder anderen 
Dauerschuldverhältnissen stehen oder als Nachbarn auch nach 
Beilegung des Rechtsstreits miteinander auskommen müssen. In 
dem Entwurf einer Saarländischen Schiedsordnung ist die Zustän- 
digkeit der Schiedspersonen für Streitigkeiten aus dem Nachbar- 
recht ausdrücklich erwähnt mit der Begründung, es handele sich 
hierbei um ein Rechtsgebiet, „dessen sich Schiedsleute in beson- 
derem Maße annehmen könnten". 

Bagatell- und rechtlich einfach gelagerte Fälle aus dem Nachbar-, 
Wohn- und Familienbereich sind nach der Studie von Röhl (S. 385, 
386) auch aus Sicht der Schiedspersonen besonders geeignet für 
das Güteverfahren. Die Frage, ob sich ein obligatorisches Sühne- 
bzw. Güteverfahren in solchen Fällen empfiehlt, wird im Rahmen 
der Strukturanalyse der Rechtspflege abschließend geprüft wer- 
den. In diesem Zusammenhang werden auch Überlegungen zu 
einer Streitwertobergrenze angestellt werden. 

Zu Frage B.3.f) 

Die Studie von Röhl hat ergeben, daß sich die Novellierung der 
Schiedsmannsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, durch 
die eine bußgeldbewehrte Erscheinungspflicht der Parteien auch 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten eingeführt worden ist, 
bewährt hat (S. 377 ff.). Im Anschluß an die Novellierung fiel der 
Anstieg der Zivilsachen deutlich stärker als im Vorjahr aus. Er 
betrug im gesamten Bundesgebiet 11,3 % und in Nordrhein-West- 
falen 21,9 %. Vom Gesamtanstieg im Bundesgebiet entfielen im 
Jahre 1984 80,7 % allein auf Nordrhein-Westfalen. Die Ver- 
gleichsquote ist unverändert hoch geblieben. 

In Übereinstimmung mit der Studie von Röhl beurteilt die Bundes- 
regierung die Einführung der Erscheinenspflicht der Beteiligten, 
verbunden mit einem Sanktionensystem für den Nichterschei- 
nensfall positiv. Der Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes 
über gemeindliche Schiedsstellen und der Entwurf einer Saarlän- 
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dischen Schiedsordnung sehen gleichfalls eine bußgeldbewehrte 
Erscheinenspflicht der Parteien vor. Hessen beabsichtigt eine ent- 
sprechende Gesetzesänderung. Berlin und Schleswig-Holstein 
erwägen, sich dem, nicht zuletzt zur Wiederherstellung der 
Rechtseinheit, anzuschließen. 

Zu Frage B,3.g) 

Angaben darüber, wie häufig es seit dem 1. April 1987 zu Sühne- 
verfahren wegen einer gefährlichen Körperverletzung gekommen 
ist, liegen nur von zwei Bundesländern vor: 

In Hessen gab es 1987 30 Sühneverfahren, die eine gefährliche 
Körperverletzung zum Gegenstand hatten. In Nordrhein-Westfa- 
len sind seit dem 1. April 1987 bis Mitte August 1988 484 Sühne- 
versuche wegen einer gefährlichen Kötperverletzung durchge- 
führt worden, von denen 281 erfolgreich waren. 

Diese Ergebnisse erlauben zwar keine generellen Rückschlüsse; 
aber der Umstand, daß die bekanntgewordenen Vergleichsquoten 
für alle Sühneverfahren im Jahre 1987 ganz überwiegend die- 
selbe Höhe wie in den Vorjahren erreicht haben, spricht dafür, 
daß das Sühneverfahren auch im Fall der gefährlichen Körperver- 
letzung für eine Befriedung der betroffenen Parteien geeignet ist. 
Aus den angegebenen Zahlen folgt jedoch, daß durch die Erwei- 
terung der Zuständigkeit keine wesentliche Entlastung der Justiz 
bewirkt worden ist. 


4. Zu Frage BA 


4. Tritt die Bundesregierung dafür ein, den relativ geringen Bekannt- 
heitsgrad der Schiedspersonen zu erhöhen und auf welchen Wegen 
gedenkt sie, das zu erreichen? 


Die Bundesregierung tritt für eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
ein, welche die Institutionen des Schiedsmanns in der Öffentlich- 
keit mehr als bisher bekannt macht. In der vom Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung herausgegebenen Bro- 
schüre „Schlichten ist besser als Richten" befaßt sich ein Kapitel 
mit Aufgaben und Tätigkeit des Schiedsmanns, Auch die Landes- 
justizverwaltungen der „Schiedsmannsländer", z. B. das Hessi- 
sche Justizministerium, weisen in entsprechenden Schriften auf 
den Schiedsmann als Alternative zur gerichtlichen Auseinander- 
setzung hin, Öffentlichkeitsarbeit wird auch vom Bund Deutscher 
Schiedsmänner geleistet. 


5. Zu Frage B.5 


5. a) Welche Formen von Weiter- bzw. Fortbildung der Schieds- 
personen sind bisher in den Bundesländern erprobt worden? 

b) Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, um die Fort- 
und Weiterbildung der Schiedspersonen auf eine verläßliche 
Grundlage zu stellen und zu verbessern? 
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Zu Frage B.5.a) 

Die Weiter- und Fortbildung der Schiedspersonen geschieht in 
Berlin, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, 
Hessen, Schleswig-Holstein und dem Saarland in enger Zusam- 
menarbeit mit dem Bund Deutscher Schiedsmänner, und zwar in 
der Weise, daß die Teilnahme an Einführungs- und Fortbildungs- 
veranstaltungen des Bundes Deutscher Schiedsmänner un- 
terstützt wird. Die genannten Lande sjustiz Verwaltungen haben 
mitgeteilt, daß sie eine Änderung dieser Praxis nicht beabsich- 
tigen. 

Zu Frage B,5.b) 

Die Weiter- und Fortbildung der Schiedspersonen gehört zum 
Aufgabenbereich der Länder, die die Schiedsperson als Gütestelle 
eingeführt oder anerkannt haben. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt nicht, die Weiter- und Fortbildung bundeseinheitlich zu 
regeln. Soweit Verbesserungen wünschenswert sind, insbeson- 
dere die psychologische Seite von Vermittlung stärker in den 
Vordergrund zu rücken wäre, sollten diese Verbesserungen auf 
der Grundlage der bestehenden Praxis, also in Zusammenarbeit 
mit dem Bund Deutscher Schiedsmänner, angestrebt werden. 

Weitere Überlegungen zur Weiter- und Fortbildung der Schieds- 
personen müssen jedoch angestellt werden, wenn - in Strafsachen 
- den Schiedspersonen neue Aufgaben zugewiesen werden soll- 
ten oder - in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten - ein obligatori- 
sches Güteverfahren, wenn auch nur auf bestimmten Gebieten, 
eingeführt werden sollte. 

6. Zu Frage B. 6 


6. a) Unterstützt die Bundesregierung eine Einführung von Schieds- 
personen in den Ländern, die dieses Verfahren bisher nicht 
kennen (Baden- Württemberg, Bayern, Bremen, Hamburg)? 

b) Wenn ja, in welcher Form geschieht dies, bzw.' wäre dies 
denkbar? 

Zu Frage B. 6. a) 

Die Landes] ustiz Verwaltungen Baden-Württemberg, Bayern, Bre- 
men und Hamburg beabsichtigten derzeit nicht, die Institution des 
Schiedsmanns einzuführen. Soweit Erkenntnisse über die Tätig- 
keit der Vergleichsbehörden im Sinne von § 380 StPO in diesen 
Bundesländern vorliegen, erlauben sie nicht den Schluß, daß der 
Institution des Schiedsmanns der Vorzug zu geben wäre. 

Die sehr geringe Inanspruchnahme der Schiedspersonen in bür- 
gerlichen Rechtsstreitigkeiten gibt keine Veranlassung, die bun- 
desweite Einführung der Schiedsperson als Gütestelle im Sinne 
von § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO anzustreben. 

Zu Frage B.ö.b) 

Rechtlich möglich wäre es, Schiedspersonen im Zusammenhang 
mit der Regelung von Voraussetzungen für das gerichtliche Ver- 
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fahren durch Bundesgesetz im gesamten Bundesgebiet vorzu- 
schreiben. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich 
aus Artikel 74 Nr. 1 GG („das gerichtliche Verfahren"). 

7. Zu Frage B,7. 


7 . a) Ist die Bundesregierung bereit, dem gestiegenen Anteü von 
Frauen unter den Schiedspersonen und dem gewandelten Ver- 
ständnis ihrer Rolle dadurch Rechnung zu tragen, daß eine 
geschlechtsneutrale Bezeichnung auch im Gesetz (z. B. § 380 
StPO) bzw. den Bestimmungen der Länder zum Ausdruck 
kommt? 

b) Wenn ja, wann kann mit entsprechenden Initiativen gerechnet 
werden? 


Zu Frage B.l.a) 

Im Bundesrecht findet sich die Bezeichnung „Schiedsmann" nur 
in § 225 der Bundesrechtsanwaltsordnung und in §§ 18, 19 der 
Verordnung über Kosten im Bereich der Justizverwaltung, 

Soweit es um die Bezeichnung „Schiedsmann" geht, sind in erster 
Linie die Länder zur Änderung aufgerufen. 

Zu Frage B.7.b) 

In Nordrhein-Westfalen sieht § 1 Abs. 1 Schiedsmannsordnung 
vor, daß Frauen im Amt des Schiedsmanns die Amtsbezeichnung 
Schiedsfrau tragen. 

Der Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes über gemeind- 
liche Schiedsstellen setzt an die Stelle der Institution Schieds- 
mann die Institution Schiedsstelle. Diese handelt durch einen 
Vorstand. Der Vorstand führt je nach Amtsinhaber die Amtsbe- 
zeichnung Schiedsmann oder Schiedsfrau. Der Entwurf einer 
Saarländischen Schiedsordnung verwendet die Bezeichnungen 
„Schiedsmann" und „Schiedsfrau" und als Oberbegriff die Be- 
zeichnung „Schiedsleute". 

Auch Rheinland- Pfalz will im Rahmen einer Novellierung, die sich 
im Vorbereitungsstadium befindet, eine geschlechtsneutrale 
Bezeichnung einführen. 

Schleswig-Holstein, Berlin und Hessen haben dies bei künftig 
anstehenden Novellierungen geplant. 

Die Bundesregierung wird bei Gelegenheit die beiden Verwei- 
sungen im Bundesrecht auf die landesrechtlichen Vorschriften 
über das Verfahren vor dem Schiedsmann und die Gebühren für 
Schiedsmänner ändern. 
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